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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Reutlingen vom 31.05.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt von der Beklagten die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung.

Die 1970 in K geborene KlÃ¤gerin zog am 16.12.1992 in die Bundesrepublik
Deutschland zu und ist Inhaberin eines Vertriebenenausweises B. Sie absolvierte im
Heimatland erfolgreich eine Ausbildung zur Buchhalterin und war dort als solche
tÃ¤tig. Nach ihrem Zuzug war sie als Produktionsmitarbeiterin, Aushilfe und zuletzt
als VerkÃ¤uferin sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Seit MÃ¤rz 2016 ist die
KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Nach dem Bezug von Krankengeld und
Arbeitslosengeld I steht sie seit 03.09.2018 nicht mehr im Sozialleistungsbezug. Der
KlÃ¤gerin wurde ein Grad der Behinderung (GdB) von 50 seit Juli 2017 zuerkannt.
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Nachdem die KlÃ¤gerin einen Herzinfarkt erlitten hatte, befand sie sich in der Zeit
vom 07. bis 28.04.2016 in der M Klinik in K1 in stationÃ¤rer
Anschlussheilbehandlung. W fÃ¼hrte in seinem Reha-Entlassungsbericht vom
02.05.2016 aus, die KlÃ¤gerin leide an einem akuten transmuralen Myokardinfarkt
der Vorderwand, einer artherosklerotischen Herzkrankheit (Ein-
GefÃ¤Ã�-Erkrankung), dem Vorhandensein eines Implantates oder Transplantates
nach koronarer GefÃ¤Ã�plastik, einer nicht nÃ¤her bezeichneten HyperlipidÃ¤mie
sowie einer hypertensiven Herzkrankheit mit (kongestiver) Herzinsuffizienz. Des
Weiteren bestehe ein Diabetes mellitus Typ II. Die KlÃ¤gerin wurde arbeitsunfÃ¤hig
entlassen. Im Ergebnis gelangte W zu der EinschÃ¤tzung, die kÃ¶rperliche
Belastbarkeit der KlÃ¤gerin werde aufgrund der vorhandenen medizinischen Daten
weiter zunehmen. Sie kÃ¶nne in der Folge ihre zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
VerkÃ¤uferin weiter ausÃ¼ben. Nach Abschluss der Anschlussheilbehandlung sei
die KlÃ¤gerin bereits wieder in der Lage, leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
sechs Stunden und mehr tÃ¤glich ohne qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen
auszuÃ¼ben.

Am 09.08.2017 beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten unter Vorlage diverser
Arztbriefe die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, der erlittene Herzinfarkt, ein Bandscheibenvorfall,
Depressionen, eine Zuckerkrankheit und Bluthochdruck belasteten sie sehr. Sie
kÃ¶nne keiner TÃ¤tigkeit mehr nachgehen.

Die Beklagte holte zunÃ¤chst einen Ã¤rztlichen Befundbericht der die KlÃ¤gerin
behandelnden V ein. Diese fÃ¼hrte unter dem 01.09.2017 aus, die KlÃ¤gerin leide
an einer â��Stemiâ�� 3/2016 bei EingefÃ¤Ã�erkrankung, einem Diabetes mellitus
Typ II, einer cervicalen Spinalkanalstenose, einem cervicalen Bandscheibenvorfall,
einer Depression sowie einer somatoformen SchmerzstÃ¶rung durch psychische
und organische Ursachen. Seit MÃ¤rz 2016 sei die KlÃ¤gerin in ihrer Behandlung;
eine Verschlechterung der Befunde sei im Dezember 2016 eingetreten.

AnschlieÃ�end veranlasste die Beklagte eine Begutachtung durch die S. Diese legte
in ihrem Gutachten vom 25.09.2017 dar, bei der KlÃ¤gerin liege eine chronische
SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren, eine koronare
ZweigefÃ¤Ã�erkrankung mit leichtgradig eingeschrÃ¤nkter Pumpleistung ohne
Zeichen einer Herzinsuffizienz, sensible AusfÃ¤lle entlang des linken Armes bis zu
den Fingerspitzen links bei cervicalem Bandscheibenvorfall mit
Spinalkanaleinengung in HÃ¶he HWK 5/6 links, eine Belastungsminderung der
Kniegelenke beidseits bei dokumentierter Chondropathie und Meniskopathie, eine
depressive StÃ¶rung bei derzeit mittelgradiger Episode sowie ein medikamentÃ¶s
therapierter Diabetes mellitus Typ II vor. Des Weiteren leide die KlÃ¤gerin an einer
arteriellen Hypertonie, einer Adipositas, einem Zustand nach CTS-Operation
beidseits sowie einem Zustand nach mikrozytÃ¤rer AnÃ¤mie im Mai 2016. Die
KlÃ¤gerin kÃ¶nne zwar ihre letzte berufliche TÃ¤tigkeit als Kassiererin/
Lagerarbeiterin in einem Discounter lediglich drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich
ausÃ¼ben; leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mit stÃ¤ndigem
Sitzen, Ã¼berwiegendem Stehen und teilweise im Gehen in einem zeitlichen
Umfang von mehr als sechs Stunden arbeitstÃ¤glich seien ihr hingegen noch
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mÃ¶glich. AuszuschlieÃ�en seien schweres Heben und Tragen von Lasten,
Ã�berkopftÃ¤tigkeiten, Akkordarbeit, NachtschichttÃ¤tigkeit,
WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen, Armvorhaltearbeiten sowie hÃ¤ufiges Knien und
Hocken. Letztlich empfahl sie die DurchfÃ¼hrung eines psychosomatisch und
orthopÃ¤disch ausgerichteten Heilverfahrens sowie die anschlieÃ�ende PrÃ¼fung
von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.

In der Zeit vom 11.04. bis 09.05.2018 absolvierte die KlÃ¤gerin daraufhin eine
stationÃ¤re medizinische RehabilitationsmaÃ�nahme in der Fklinik B. K stellte im
Reha-Entlassungsbericht vom 09.05.2018 bei der KlÃ¤gerin rezidivierende
Cervicobrachialgien, eine Spinalkanalstenose C5/6, einen BSV C5/6 sowie
rezidivierende Omalgien beidseits fest. Ferner leide die KlÃ¤gerin an einem Zustand
nach CTS-OP 2002, 2003, rezidivierenden Gonalgien beidseits, einem Zustand nach
Meniskus-OP links 2012, 2015 und einer chronischen SchmerzstÃ¶rung mit
somatischen und psychischen Faktoren. Des Weiteren liege bei der KlÃ¤gerin eine
mittelgradige depressive Episode, eine Agoraphobie mit PanikstÃ¶rung, eine
ZweigefÃ¤Ã�-KHK, ein Zustand nach Stemi Vorderwand 3/2016, ein 3-DES-Stent
3/2016, 6/2016 sowie eine arterielle Hypertonie vor. Ihren zuletzt ausgeÃ¼bten
Beruf als Kassiererin kÃ¶nne die KlÃ¤gerin deswegen nicht mehr ausÃ¼ben; leichte
TÃ¤tigkeiten stÃ¤ndig im Sitzen und in allen Schichtformen seien ihr jedoch noch
mehr als sechs Stunden tÃ¤glich mÃ¶glich. WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen,
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Ã�berkopfarbeiten sowie schweres Heben und Tragen sollten
jedoch vermieden werden.

Mit Bescheid vom 21.06.2018 lehnte die Beklagte daraufhin den Antrag der
KlÃ¤gerin ab. Den hiergegen eingelegten Widerspruch wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 08.04.2019 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 23.04.2019 Klage zum Sozialgericht Reutlingen
(SG) erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat sie ausgefÃ¼hrt, die Beklagte habe ihre
RestleistungsfÃ¤higkeit falsch beurteilt. Die bei ihr festgestellten
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen seien in der Summe so gravierend, dass
nennenswerte Arbeit nicht mehr verrichtet werden kÃ¶nne. Sie teile die
EinschÃ¤tzung von T â�� hierzu spÃ¤ter â�� nicht. Dieser habe die bei ihr
vorhandenen GesundheitsstÃ¶rungen nicht ordnungsgemÃ¤Ã� gewÃ¼rdigt.
Letztlich sei sie aufgrund des gesamten Krankheitsbildes und der massiven
EinschrÃ¤nkungen bei Arbeitsbelastung schlicht nicht mehr vermittelbar.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Eine Ã�nderung ihres Standpunktes
sei nicht veranlasst.

Das SG hat zunÃ¤chst die die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige
Zeugen befragt.

Der S1 hat in seiner schriftlichen Zeugenaussage vom 23.09.2019 vom Bestehen
eines Diabetes mellitus Typ II, einem Verdacht auf diabetische Neuropathie, einer
arteriellen Hypertonie, einer HypercholesterinÃ¤mie, einer koronaren
Herzerkrankung mit Zustand nach Myokardinfarkt im MÃ¤rz 2016, einer Depression

                               3 / 9



 

sowie einer Cephalgie berichtet. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne leichte TÃ¤tigkeiten noch
mehr als sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben.

Der A hat ausgefÃ¼hrt (Schreiben vom 24.09.2019), die KlÃ¤gerin leide an einem
pseudoradikulÃ¤ren Cervicalsyndrom bei Bandscheibenprotrusionen im Bereich C4
bis C7 mit Spinalkanalstenose, an Blockierungen der Lenden-, Brust- und
HalswirbelsÃ¤ule, an einem pseudoradikulÃ¤ren Lumbalsyndrom sowie an diskreter
Polyarthrose der Fingergelenke. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne leichte TÃ¤tigkeiten noch
mehr als sechs Stunden arbeitstÃ¤glich ausÃ¼ben.

Die V hat mit Schreiben vom 06.10.2019 von einem Zustand nach
Vorderwandinfarkt bei koronarer EingefÃ¤Ã�erkrankung im MÃ¤rz 2016, sehr gut
eingestelltem Diabetes mellitus Typ II ohne Notwendigkeit einer Insulinbehandlung,
einer chronischen schweren SchmerzverarbeitungsstÃ¶rung mit somatischen, aber
auch ganz erheblichen depressiven Anteilen, rezidivierenden Schmerzen in beiden
Schultern und beiden Armen bei bekannter relativer Enge des cervicalen
Spinalkanals und bekanntem nicht operationsbedÃ¼rftigen Bandscheibenvor- fall
im Bereich C5/C6 links, chronischen, nicht sicher zuzuordnenden Schmerzen im
Bereich des Unterbauches und der Bauchdecke rechts, des linken Knies, der
gesamten WirbelsÃ¤ule, hinter dem Brustbein sowie beider BrustkorbhÃ¤lften sowie
einer gut eingestellten arteriellen Hypertonie berichtet. Aus ihrer Sicht gebe es
keinen verifizierbaren Grund, warum die KlÃ¤gerin nicht eine sehr leichte bis leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit ausÃ¼ben kÃ¶nne.

Der E hat dargelegt (schriftliche Zeugenaussage vom 14.10.2019), bei der
KlÃ¤gerin liege eine koronare EingefÃ¤Ã�erkrankung mit geringer bis
mittelschwerer linksventrikulÃ¤rer SchÃ¤digung nach Vorderwandinfarkt im MÃ¤rz
2016, ein Diabetes mellitus, eine arterielle Hypertonie sowie eine
HypercholisterinÃ¤mie vor. Anamnestisch und fremdbefundlich lÃ¤gen zudem eine
Depression, eine Bandscheibenerkrankung und eine Spinalkanalstenose vor.
Aufgrund der Befunde auf kardiologischem Fachgebiet habe er keine Bedenken
gegen leichte TÃ¤tigkeiten in einem zeitlichen Umfang von mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich.

Die G hat in ihrem Schreiben vom 18.12.2019 ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin habe sich
bis zum 30.11.2017 in ihrer Behandlung befunden und sei nun seit dem 29.11.2019
wieder bei ihr in Behandlung. Bei der KlÃ¤gerin bestehe eine schwere depressive
Episode, eine chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen
Faktoren, eine chronische Cervicobrachialgie links, eine Spinalkanalstenose HWK
5/6 links mit intraforaminalem Bandscheibenvorfall HWK 5/6 links, ein Verdacht auf
eine sekundÃ¤re somatoforme autonome FunktionsstÃ¶rung mit Herzbezug, eine
koronare ZweigefÃ¤Ã�erkrankung, ein Diabetes mellitus sowie eine arterielle
Hypertonie. Im Jahr 2017 sei aus motivationalen GrÃ¼nden eine sechsstÃ¼ndige
leichte TÃ¤tigkeit nicht mÃ¶glich gewesen. Allerdings spiegele dies nicht die
Situation im Jahr 2019 wieder; diese kÃ¶nne von ihr nicht ausreichend beurteilt
werden.

Die A1 hat angegeben (Schreiben vom 01.04.2020), dass sie die KlÃ¤gerin zwischen
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November 2017 und Februar 2018 (insgesamt fÃ¼nf Stunden) behandelt habe. Bei
der KlÃ¤gerin habe eine schwere depressive Episode ohne psychotische Symptome,
ein Schmerzmittelabusus, ein schÃ¤dlicher Gebrauch von Sedativa, ein Zustand
nach Herzinfarkt sowie ein Bandscheibenvorfall im Bereich der HWK 5/6 und ein
Diabetes mellitus sowie eine Hypertonie bestanden. Sie halte eine TÃ¤tigkeit auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt von mindestens sechs Stunden nicht fÃ¼r mÃ¶glich.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat das SG den T
mit der Erstellung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens beauftragt. In seinem
Gutachten vom 26.10.2020 hat dieser nach ambulanter Untersuchung der KlÃ¤gerin
am 22.10.2020 ausgefÃ¼hrt, bei der KlÃ¤gerin bestehe auf nervenÃ¤rztlichem
Fachgebiet eine rezidivierende depressive StÃ¶rung, eine SomatisierungsstÃ¶rung
und ein chronisches Schmerzsyndrom bei somatischen und psychischen Faktoren.
Die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, leichte bis zeitweise mittelschwere kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten ohne Zeitdruck und Akkordanforderungen mehr als sechs Stunden
tÃ¤glich auszufÃ¼hren. Die Arbeit solle im Wechsel zwischen Sitzen, Gehen und
Stehen erfolgen. Schwere Anforderungen, wie z.B. Heben und Tragen schwerer
Lasten sowie Arbeiten unter NÃ¤sse- oder KÃ¤lteeinfluss seien nicht mehr
mÃ¶glich. Auch Nachtschichtarbeiten schieden wegen der Neigung der KlÃ¤gerin zu
depressiven Beschwerden aus. Zu beachten seien auch die qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen aufgrund der EinschrÃ¤nkungen der KlÃ¤gerin auf
orthopÃ¤dischem Fachgebiet. An dieser EinschÃ¤tzung hat T auch im Rahmen einer
ergÃ¤nzenden Stellungnahme, die er unter dem 01.02.2021 abgegeben hat,
festgehalten.

Mit Gerichtsbescheid vom 31.05.2021 hat das SG die Klage abgewiesen. Die
KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung. Soweit das orthopÃ¤dische und das internistisch/kardiologische
Fachgebiet betroffen sei, Ã¤uÃ�erten sich die behandelnden A und E dahingehend,
dass aus den von ihnen festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen keine
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens in zeitlicher Hinsicht resultiere. Dies
decke sich im Ergebnis auch mit der EinschÃ¤tzung der S2 aus dem
Verwaltungsverfahren. Auch diese habe keine EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens in zeitlicher Hinsicht in ihrem Gutachten feststellen kÃ¶nnen.
Soweit das im Vordergrund stehende neurologisch-psychiatrische Fachgebiet
betroffen sei, habe das Gericht ebenfalls nicht zu der Auffassung gelangen
kÃ¶nnen, dass der hierfÃ¼r beweisbelasteten KlÃ¤gerin der Nachweis des
Bestehens einer Erwerbsminderung gelungen sei. Die behandelnde G habe sich
nicht zum LeistungsvermÃ¶gen Ã¤uÃ�ern kÃ¶nnen. Der von der KlÃ¤gerin
ausgewÃ¤hlte Gutachter T habe in seinem schlÃ¼ssig und nachvollziehbaren
Gutachten fÃ¼r das Gericht Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass bei der KlÃ¤gerin
zwar qualitative EinschrÃ¤nkungen bestÃ¼nden, jedoch keine quantitativen
EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens nachweisbar seien. Soweit die bis zum
Februar 2018 die KlÃ¤gerin behandelnde A1 ein aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen
gesehen habe, sei darauf hinzuweisen, dass Frau A1 zum einen die KlÃ¤gerin seit
mehr als zwei Jahren nicht mehr behandelt habe und zum anderen die von ihr
durchgefÃ¼hrte ambulante Psychotherapie gerade einmal einen Zeitraum von
knapp drei Monaten umfasst habe. T weise in seinem Gutachten zudem schlÃ¼ssig
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daraufhin, dass von Frau A1 Diagnosen genannt wÃ¼rden, die nicht mit den
vorliegenden Befunden Ã¼bereinstimmten. So habe sie u.a. auf eine relevante
Herzinsuffizienz verwiesen, die vom kardiologischen Behandler so gerade nicht
gesehen werde. Auch fÃ¼r die vorliegenden degenerativen VerÃ¤nderungen der
HalswirbelsÃ¤ule bestehe nach den Angaben des behandelnden Facharztes fÃ¼r
OrthopÃ¤die und der behandelnden HausÃ¤rztin gerade keine Operationsindikation
oder schwerwiegende Spinalkanalstenose, wie sie von Frau A1 zugrunde gelegt
werde. Vor diesem Hintergrund erscheine die EinschÃ¤tzung von Frau A1 nicht
Ã¼berzeugend. Soweit die KlÃ¤gerin Einwendungen gegen das Gutachten von T
erhoben habe, wÃ¼rden diese nach gerichtlicher Auffassung durch dessen
ergÃ¤nzende Stellungnahme ausgerÃ¤umt. Soweit die KlÃ¤gerin schlieÃ�lich darauf
verweise, dass ihrer Auffassung nach aufgrund der bestehenden qualitativen
EinschrÃ¤nkungen eine Verschlossenheit des Arbeitsmarkts bestehe, Ã¼berzeuge
dies nicht. So wÃ¼rden als qualitative EinschrÃ¤nkungen eine BeschrÃ¤nkung auf
leichte bis zeitweise mittelschwere Arbeiten ohne Zeitdruck und Akkordanforderung
angegeben. Zudem solle die Arbeitshaltung nach MÃ¶glichkeit im Wechsel zwischen
Sitzen, Stehen und Gehen erfolgen. Schwerere Anforderungen wie z.B. Heben und
Tragen von schweren Lasten und Arbeit unter NÃ¤sse oder KÃ¤lte seien nicht
mÃ¶glich, ebenso wenig wie Nachtarbeit. Dies seien EinschrÃ¤nkungen, die sich bei
sehr vielen Personen mit orthopÃ¤dischen und neurologisch-psychiatrischen
GesundheitsstÃ¶rungen fÃ¤nden, die jedoch nach gerichtlicher Auffassung
keinesfalls geeignet seien, eine Verschlossenheit des Arbeitsmarktes anzunehmen.
Soweit die KlÃ¤gerin darauf hinweise, dass sie mit diesen EinschrÃ¤nkungen
Schwierigkeiten haben werde, eine konkrete Arbeitsstelle zu finden, sei darauf
hinzuweisen, dass dies kein fÃ¼r die Frage der Beurteilung, ob eine
Erwerbsminderung bestehe oder nicht, maÃ�geblicher Umstand sei. Denn nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts seien die Erfolgsaussichten
der Arbeitsvermittlung nicht ausschlaggebend und bei der Frage der Beurteilung
des Vorliegens einer Erwerbsminderung nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Gegen den ihr am 04.06.2021 zugestellten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am
01.07.2021 Berufung zum Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg
erhoben. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie unter dem 22.11.2021 aus, es liege bei ihr
eine vollstÃ¤ndige, hilfsweise erheblich geminderte ErwerbsfÃ¤higkeit vor.
UnabhÃ¤ngig von den vorhandenen kÃ¶rperlichen BeeintrÃ¤chtigungen
bestÃ¼nden bei ihr schwere Depressionen. Physische und psychische Erkrankungen
hÃ¤tten sich in AbhÃ¤ngigkeit zueinander entwickelt. Sie sei deshalb seit etwa
einem Jahr wieder in laufender Behandlung bei A1, die schon in ihrem Bericht vom
01.04.2020 eine schwere depressive Episode ohne psychotische
Symptome diagnostiziert habe. Die Beurteilung sei aufgrund der Behandlung vom
23.11.2017 bis 19.02.2018 erfolgt. Auch G vom Schmerztherapiezentrum V1 gehe
in ihrem Bericht vom 18.12.2019 zumindest schon fÃ¼r das Jahr 2017 davon aus,
dass sie (die KlÃ¤gerin) schwer depressiv erkrankt und damit nicht in der Lage
gewesen sei, eine mindestens sechsstÃ¼ndige leichte TÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben.
Zudem sei sie wegen anhaltender Beschwerden zu einer weiteren MRT-
Untersuchung am 19.07.2021 in die MVZ-Radiologie in T1 Ã¼berwiesen worden.
Nach dem vorgelegten Bericht hierÃ¼ber vom 20.07.2021 ergÃ¤be sich aufgrund
der festgestellten Diagnosen (absolute Spinalkanalstenose im Segment LWK 3/4,5
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mm, bei breitbasiger Bandscheibenprotrusion nach dorsal und deutlich
hypertrophen Facettengelenksarthrosen, Affektion der Nervenwurzel S1 links
prÃ¤foraminal bei fokaler Bandscheibenprotrusion nach paramedian links im
Segment LWK 5/SWK 1 sowie fokale Bandscheibenprotrusion auch nach paramedian
rechts im Segment LWK 4/5 mit mÃ¶glicher Irritation der Nervenwurzel L 5 rechts
proforaminal) die Notwendigkeit weiterer Untersuchungen zur ergÃ¤nzenden
Beurteilung der dahinterstehenden Beschwerden (starke Schmerzen insbesondere
beim Gehen) und der zu veranlassenden MaÃ�nahmen. Es sei sogar eine OP
denkbar, jedoch mit mÃ¤Ã�igen Erfolgsaussichten und weiterer
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit. Die entscheidungserheblichen Tatsachen seien daher
weiter und von Amts wegen zu ermitteln.

Die KlÃ¤gerin beantragt (sachgerecht gefasst),

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Reutlingen vom 31.05.2021 aufzuheben
und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides der Beklagten vom 21.06.2018 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08.04.2019 zu verurteilen, ihr ab dem
01.08.2017 eine Rente wegen voller, hilfsweise teilweiser Erwerbsminderung zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt an ihrer bisherigen Auffassung fest und teilt zudem mit, die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Erwerbsminderungsrente
seien letztmalig bei Eintritt eines Leistungsfalls bis zum 31.10.2020 erfÃ¼llt.

Die Berichterstatterin hat den Sach- und Streitstand mit den Beteiligten erÃ¶rtert.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Prozessakten beider RechtszÃ¼ge sowie die bei der Beklagten fÃ¼r die KlÃ¤gerin
gefÃ¼hrte Leistungsakte verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die nach den Â§Â§ 143, 144, 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte
Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung nach Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG
entscheidet, ist statthaft und zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch nicht begrÃ¼ndet. 

Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid
der Beklagten vom 21.06.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
08.04.2019, mit dem die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung einer
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit abgelehnt hat, ist rechtmÃ¤Ã�ig und
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verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.

Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer vollen oder teilweisen
Rente wegen Erwerbsminderung.

Nach Â§ 43 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) in der ab dem 01.01.2008
geltenden Fassung des Gesetzes zur Anpassung der Regelaltersrente an die
demografische Entwicklung und zur StÃ¤rkung der Finanzierungsgrundlagen der
gesetzlichen Rentenversicherung vom 20.04.2007 (BGBl. I, 554) haben Versicherte
bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung (Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI) oder Anspruch auf Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung (Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 SGB VI), wenn sie voll bzw.
teilweise erwerbsgemindert sind (Nr. 1), in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung
oder TÃ¤tigkeit haben (Nr. 2) und vor Eintritt der Erwerbsminderung die
allgemeinen Wartezeit erfÃ¼llt haben (Nr. 3).

Voll erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Teilweise erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs. 1
Satz 2 SGB VI Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein. GemÃ¤Ã� Â§Â 43 Abs. 3 SGB VI ist nicht erwerbsgemindert, wer â��
unabhÃ¤ngig von der Arbeitsmarktlage â�� unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kann. Hieraus ergibt sich, dass grundsÃ¤tzlich allein eine EinschrÃ¤nkung der
beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit in zeitlicher (quantitativer) Hinsicht eine Rente
wegen Erwerbsminderung zu begrÃ¼nden vermag, hingegen der Umstand, dass
bestimmte inhaltliche Anforderungen an eine ErwerbstÃ¤tigkeit aufgrund der
gesundheitlichen Situation nicht mehr verrichtet werden kÃ¶nnen, einen Anspruch
auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung grundsÃ¤tzlich nicht zu
begrÃ¼nden vermag.

Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen sind hierbei bezogen auf den
Leistungsfall, den Eintritt der Erwerbsminderung, zu bestimmen. Mit dem
Erfordernis, dass innerhalb eines Zeitraumes von fÃ¼nf Jahren drei Jahre (36
Monate) mit PflichtbeitrÃ¤gen belegt sein mÃ¼ssen, geht einher, dass der
Versicherungsschutz betreffend den Leistungsfall der Erwerbsminderung nur fÃ¼r
einen Zeitraum von zwei Jahren nach dem Wegfall eines Bezuges zum Erwerbsleben
aufrechterhalten bleibt. Liegt hingegen ein lÃ¤ngerer Zeitraum zwischen der
Erwerbsminderung und dem Erwerbsleben (auch dem Bezug von
Lohnersatzleistungen), ist eine eventuelle Erwerbsminderung nicht mehr durch die
gesetzliche Rentenversicherung abgesichert. Diese Voraussetzung ist nach dem
vorliegenden Versicherungsverlauf und den Angaben der Beklagten im
ErÃ¶rterungstermin zuletzt am 30.10.2020 erfÃ¼llt gewesen. Denn fÃ¼r die Zeit ab
dem 03.09.2018 wurden keine Zeiten mehr in das Versicherungskonto der
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KlÃ¤gerin Ã¼bermittelt.

Der Senat ist davon Ã¼berzeugt, dass die KlÃ¤gerin seit Rentenantragstellung und
auch bis zum 30.10.2020 unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein konnte. Zur
BegrÃ¼ndung wird auf die zutreffenden GrÃ¼nde der angefochtenen Entscheidung
Bezug genommen, die der Senat nach eigener Ã�berprÃ¼fung der Sach- und
Rechtslage fÃ¼r zutreffend erachtet (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Nur ergÃ¤nzend wird hinsichtlich des Vorbringens im Berufungsverfahren auf
Folgendes hingewiesen:

Da die KlÃ¤gerin die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen lediglich bis zum
30.10.2020 erfÃ¼llt hat, sind die von ihr zuletzt im Berufungsverfahren vorgelegten
medizinischen Unterlagen fÃ¼r den Ausgang des Verfahrens nicht von Relevanz.

Soweit die KlÃ¤gerin vortrÃ¤gt, A1 habe schon in ihrem Bericht vom 01.04.2020
eine schwere depressive Episode ohne psychotische Symptome diagnostiziert, so
hat dies keine weiteren Auswirkungen auf den Ausgang des Berufungsverfahrens.
Denn der Bericht lag bereits im Verfahren vor dem SG vor und wurde vom
anschlieÃ�end beauftragten SachverstÃ¤ndigengutachter T in dessen Beurteilung
miteinbezogen. Nach dessen Auffassung ist die KlÃ¤gerin noch in der Lage, leichte
TÃ¤tigkeiten mehr als sechs Stunden arbeitstÃ¤glich auszufÃ¼hren. Der Senat folgt
dieser schlÃ¼ssigen und nachvollziehbaren LeistungseinschÃ¤tzung. Gleiches gilt
fÃ¼r die Bezugnahme auf die Auskunft von G vom 18.12.2019.

Auch fÃ¼hren die von der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren vorgelegten Arztbriefe
aus dem Sommer 2021 nicht zu einer anderen Beurteilung der Sach- und
Rechtslage; denn die KlÃ¤gerin hatte zu diesem Zeitpunkt bereits nicht mehr die
fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente erforderlichen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt. FÃ¼r den Senat besteht daher
kein Anlass zur DurchfÃ¼hrung weiterer Ermittlungen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 13.10.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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